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Sehr geehrter Herr Ministerpräsident
Bouffier,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

vielen Dank für die Einladung, hier bei Ih-
nen auf dem hessischen Unternehmer-
tag zu sprechen. Gerade haben wir ein
wundervolles Lied von Barbara Streisand
gehört. »Someday, somewhere we have
to find a new way of living«. Diese Lied-
zeile müssten heute die Leute in New York
singen, denn sie beschreibt perfekt die
aktuelle Situation dort. Das kapitalistische
System dort ist in die Knie gegangen, weil
es zum Kasino verkommen war. Von
Amerika aus hat die Finanzkrise die gan-
ze Welt infiziert und allein in den USA ein
Immobilienvermögen von 8 000 Milliar-
den Dollar vernichtet. Eine unvorstellba-
re Summe. 

Und während die Wirtschaft bei uns
schon wieder brummt, ist die Krise in
Amerika noch längst nicht überwunden.
Die Neubautätigkeit liegt heute um 80%
unter dem Vorkrisenniveau. Dabei hat-
ten sich die Zahlen nach dem ersten Ab-
sturz seit Februar 2009 schon wieder
stabilisiert. Doch die aktuellen Meldun-
gen vom Baumarkt in Amerika sind noch
verheerender als zu Beginn der Krise.
Amerika erlebt im Bausektor einen ech-
ten »Double Dip«. Im Moment bleibt den
Amerikanern nichts als die Hoffnung,
dass es ihnen »someday, somewhere«
wieder besser geht. Der amerikanische
Traum von Franklin Roosevelt, dass sich
jeder Amerikaner ein eigenes Haus wür-
de leisten können, ist jedenfalls vorerst
ausgeträumt. Und die Manager in der
Wall Street müssen sich fragen, welche
Verantwortung sie für diesen Absturz
tragen. 

Diese Krise entwickelte sich ungemein
schnell und dramatischer als alles, was
diese Generation bisher erlebt hatte. Es
war die schlimmste Wirtschaftskrise der
Nachkriegszeit; die erste Rezession der
Weltwirtschaft seit 1950. Aber so schnell,
wie die Krise kam, ging sie in vielen Re-
gionen auch wieder vorbei. Insbesonde-
re die Schwellenländer, Brasilien, Russ-
land, Indien und China, wachsen wie-
der mit atemberaubendem Tempo. Chi-

na machte den Anfang, zuletzt kamen
Russland und fast der ganze Rest der
Welt hinterher. 

Schwierigkeiten haben vor allem jene
Länder, die sich sehr stark verschuldet
haben. Das Kapital floss in der Vergan-
genheit in die Länder mit Leistungsbi-
lanzdefiziten. Ein Leistungsbilanzdefizit
heißt, man importiert mehr, als man ex-
portiert. Diesen Überschuss der Impor-
te muss ein Land mit geliehenem Geld
bezahlen. Ein Kapitalimport ist dassel-
be wie ein Leistungsbilanzdefizit. Es
handelt sich nur um zwei Wörter mit un-
terschiedlichem semantischem An-
klang, die aber denselben ökonomi-
schen Sachverhalt darstellen. Letztlich
leiht man sich kein Geld, sondern Gü-
ter, um mehr davon zu verbrauchen, als
man liefert. 

Die Schuldenstaaten haben sich das
Geld zur Finanzierung des Nettogüter-
stroms in ihr Land in der ganzen Welt be-
sorgt – nicht zuletzt hier in Deutschland.
Deutschland war zwischen 1995 und
2008 der größte Kapitalexporteur dies-
seits und jenseits des Atlantiks. Lediglich
China hatte noch größere Kapitalexpor-
te. Wir haben den amerikanischen Traum
maßgeblich mitfinanziert – und auch den
Traum der Griechen, der Spanier, der
Portugiesen, der Iren, der Engländer und
all der anderen Länder, die jetzt in der
Schuldenkrise stecken. Diese Länder
hatten lange Zeit ein Regime der locke-
ren Budgetbeschränkungen, bei dem
Geld für alles und jedes verfügbar war.
Es sind genau diese Staaten, die jetzt in
der Krise verharren, obwohl die Weltwirt-
schaft wieder anzieht.

Die Welt teilt sich in zwei Gruppen von
Ländern: einerseits die Schwellenländer,
Deutschland, Schweden, die Schweiz
und einige osteuropäische Länder, wo die
Wirtschaft wieder brummt. Andererseits
die Länder, die sehr viele Schulden auf-
genommen haben. Sie müssen den Gür-
tel jetzt enger schnallen, weil die Kredite
nicht mehr so fließen wie früher. 
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Dass so viele private und öffentliche Schulden aufgenom-
men wurden, lag am Euro. Mit der Einführung des Euro ver-
schwanden die Zinsunterschiede zwischen den Staaten der
Währungsunion. Der Euro hat einen gemeinsamen Kapital-
markt geschaffen. Erstmals bekamen die Spanier zum Bei-
spiel die Möglichkeit, sich langfristige Baukredite zu einem
Festzins für 20 Jahre zu besorgen. Das war dort vorher gar
nicht möglich. Noch dazu sanken die Zinsen auf das nied-
rige deutsche Niveau. Kein Wunder, dass die Spanier von
diesem Angebot gerne Gebrauch machten. Sie haben Kre-
dite aufgenommen und gebaut wie die Weltmeister. Dadurch
kam die Bauindustrie in Schwung, viele Menschen fanden
Beschäftigung, und die Immobilienpreise stiegen. Die Eigen-
tümer der Immobilien wurden immer reicher und trauten sich,
neue Unternehmungen anzugehen. Das wiederum führte zu
einem dramatischen Wirtschaftswachstum, aber letztlich
auch zu einer Überhitzung, zu einer Blase, die, wie wir wis-
sen, inzwischen geplatzt ist. 

Das Wirtschaftswachstum der Kapitalimportländer war wirk-
lich dramatisch. Während Deutschland seit Mitte der neun-
ziger Jahre, als der Euro verabredet wurde, bis jetzt um et-
wa 20% gewachsen ist, sind die Iren mit ihrer Wirtschaft um
106% gewachsen. Spanier sind um 50%, die Griechen 56%
gewachsen. Das Geld kam großenteils aus Deutschland. Die
Kurve der deutschen Kapitalexporte verlief in den letzten Jah-
ren spiegelbildlich zu den Kapitalimporten der GIPS-Länder,
also Griechenlands, Irlands, Portugals und Spaniens, sogar
die Größenordnung betreffend. Und da die Salden der Ka-
pitalverkehrsbilanz dasselbe wie die Leistungsbilanzsalden
sind, entwickelten sich auch letztere fast exakt spiegelbild-
lich. »It takes two to tango«, sagte Christine Lagarde, die fran-
zösische Finanzministerin, dazu. Tatsächlich haben die Län-
der Europas den Euro-Tango getanzt. 

Doch die Zeit, in der man das in den GIPS-Ländern ero-
tisch fand, ist lange vorbei, denn das billige Geld ist nicht
mehr verfügbar. Seit der Immobilienkrise in den USA und
der europäischen Schuldenkrise haben die Banken schlicht
Angst, ihr Geld weiterhin in die weite Welt zu verteilen. Sie
kaufen kaum noch griechische Staatspapiere oder verbrief-
te Wertpapiere amerikanischer Provenienz, wie sie zum Bei-
spiel von Lehman Brothers ausgeben wurden. In Amerika
ist der gesamte immobilienbezogene Verbriefungsmarkt in
sich zusammengebrochen. Im Jahr 2006 hatte der Markt
für diese strukturierten, immobiliengesicherten Wertpapie-
re ein Emissionsvolumen von 1 900 Milliarden Dollar. Heu-
te gibt es den Markt nicht mehr, er ist nahezu vollständig
kollabiert: Ein Einbruch um 97%. Heute laufen 95% der
Immobilienkredite in den USA über drei staatliche Institu-
tionen: Fannie Mae, Freddie Mac und Ginnie Me. Einen
Staat, in dem 95% der Immobilienfinanzierung über den
Staat bereitgestellt wird, nannte man früher sozialistisch.
»Volksrepublik Amerika« könnte man mit einiger Berechti-
gung sagen.

Weil das Geld nun hier bleibt, haben wir heute Bauzinsen,
die so niedrig sind wie noch nie. Die Deutsche Bank beglückt
ihre Kunden zurzeit mit einem Zinssatz von 2,99% für lang-
jährige Kredite. Andere Banken sind sogar noch billiger. Man
bekniet den Häuslebauer geradezu. »Bitte, bitte, bewahr das
Geld für mich auf. Ich will auch gar keinen Zins. Hauptsa-
che, ich kriege es nach zehn Jahren wieder,« so hört man
die Hilferufe aus den Bankfilialen. 

Die Unternehmen hatten noch vor einem Jahr über die Kre-
ditklemme geklagt. Wir fragen jeden Monat 4 000 Unter-
nehmen, wie sie die Kreditvergabe der Banken erleben.
Vor einem Jahr antworteten die Großunternehmen mehr-
heitlich, dass die Kreditvergabe restriktiv sei. Dieser Wert
ist seither stetig gesunken. Die Kreditvergabe wird heute
als großzügig beurteilt. Die Kreditklemme hat sich in Luft
aufgelöst. 

Das ist insofern verwunderlich, als die Banken durch die Ab-
schreibungen zu einem gewaltigen Deleveraging gezwun-
gen wurden. Die Deutsche Bank hatte im ersten Quartal
2008, also kurz vor dem Höhepunkt der Krise, ein Bilanz-
volumen von 2,3 Billionen Euro. Heute sind es nur noch
1,5 Billionen Euro. Das heißt, die Bank hat das Kredit- und
Kreditersatzgeschäft dramatisch reduziert. Das musste sie
auch, weil sie durch die Abschreibungen viel Eigenkapital
verloren hatte. Alle Banken haben viel Eigenkapital verlo-
ren, und fast alle sind mit ihrem direkten und indirekten Kre-
ditvolumen heruntergegangen. Trotzdem gibt es keine Kre-
ditklemme in Deutschland. Das klingt wie ein Wunder. Doch
es gibt eine einfache Erklärung: Die Banken versuchen, die
Spareinlagen, die sie einsammeln, wieder im eigenen Land
anzulegen. Sie trauen sich einfach nicht mehr. das Geld
wie früher ins Ausland zu schieben. Sollen sie etwa grie-
chische Staatsanleihen kaufen oder strukturierte Wertpapie-
re aus Amerika? 

Diese neue Politik der Banken hat entscheidend dazu bei-
getragen, dass wir heute in Deutschland einen doppelten
Boom haben. Wir haben auf der einen Seite einen Export-
boom, weil die Chinesen die Ausrüstungsgüter, die sie brau-
chen, um ihre Wirtschaft weiterzuentwickeln, bei uns kau-
fen. Auf der anderen Seite haben wir aber auch einen kre-
ditgetriebenen binnenwirtschaftlichen Boom, weil die Ban-
ken die Spargelder wieder billiger anlegen. 

Der gewerbliche Bau der Unternehmen schießt im Moment
in die Höhe wie eine Rakete. Auch der Geschosswohnungs-
bau zieht dramatisch an. Nur der Tiefbau schwächelt ein
wenig, weil die staatlichen Konjunkturprogramm auslaufen.
Aber der Auftragsbestand der freischaffenden Architekten
in Deutschland ist heute so hoch wie seit 15 Jahren nicht
mehr. Wir stehen am Beginn einer Baukonjunktur und da-
mit einer Binnenkonjunktur, die die außenwirtschaftliche Kon-
junktur wohltuend ergänzt. Das ist der Grund dafür, warum
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Deutschland in diesem Jahr nach aktuellen Schätzungen
3,5% Wirtschaftswachstum erreichen wird – den höchsten
Wert aller Länder der Eurozone mit Ausnahme des New-
comers Slowakei. Nur 1,2 Prozentpunkte von diesen 3,5%
werden durch den Außenhandel erklärt. Der Löwenanteil
ist Binnennachfrage, und zwar nicht Konsumnachfrage – die
trägt derzeit noch so gut wie nichts bei –, sondern die Nach-
frage nach Investitionsgütern. 

Im letzten Boom von 2006 bis 2008 haben einige geju-
belt, wir hätten ein Wirtschaftswunder in Deutschland. Die
FTD hatte sogar eine Internetseite mit der Adresse »Das
Wirtschaftswunder« gestartet. Aber zu der Zeit war der Ju-
bel gar nicht angebracht. Das höchste Wachstum, das
wir in diesen drei Jahren erreicht haben, entsprach gera-
de mal dem Durchschnitt der westeuropäischen Länder.
Heute gibt es viel mehr Anlass, von einem Wirtschaftswun-
der zu sprechen. Wir sind nun die Konjunkturlokomotive
Europas. 

Selbstverständlich folgt auf jede Krise auch wieder eine
Erholung. Der Konjunktureinbruch in dieser Krise war der
stärkste in der Nachkriegszeit. Insofern ist es nicht allzu
überraschend, dass jetzt auch der Anstieg am steilsten ist.
Aber wir sind in Europa ziemlich allein mit diesem Anstieg.
Es gibt sogar Länder, die in diesem Jahr noch schrump-
fen, während Deutschland abgeht wie die Post. Man könn-
te sagen, Deutschland sei der Krisengewinner. Aber das
klingt negativer, als es ist, denn derzeit wird nur eine für
uns äußerst nachteilige Entwicklung auf den Kapitalmärk-
ten korrigiert, die die letzten zehn, fünfzehn Jahre gekenn-
zeichnet hat. 

Es war nämlich nicht gesund, dass in den letzten Jahren so
viel Kapital aus Deutschland in die Länder der südwestlichen
Peripherie und nach Amerika abgeflossen war. Das Kapital
hätte auch hier investiert werden können. Deutschland hat-
te von 1995 an über 14 Jahre im Schnitt die niedrigste ge-
samtwirtschaftliche Nettoinvestitionsquote aller OECD-Län-
der. Im Schnitt haben wir im letzten Jahrzehnt von unseren
Ersparnissen nur ein Drittel zuhause investiert. Der Löwen-
anteil hingegen floss ins Ausland, in den Kauf strukturierter
Wertpapiere amerikanischer Provenienz, in Staatspapiere
der südeuropäischen Länder und vieles mehr. Dorthin ha-
ben die Landesbanken und die privaten Großbanken die Er-
sparnisse der Deutschen getragen, anstatt sie dem Mittel-
stand zur Verfügung zu stellen, damit dieser hier im Land
investiert und Arbeitsplätze schafft. 

Diese ungute Entwicklung ist nun gestoppt. Die Umlenkung
der Kapitalströme wird, wenn wir sie nicht durch eine Ver-
längerung der Rettungspakete in der EU wieder kaputt ma-
chen, Deutschland mittelfristig eine sehr gute Wirtschafts-
entwicklung bescheren. Sie kennzeichnet eine Trendumkehr.
Ich will nicht sagen, dass wir ab sofort einen anhaltenden

Boom erleben und keine Flaute mehr haben. Es geht nicht
um das konjunkturelle Auf und Ab, sondern um den lang-
fristigen Trend. Der Trend wird von jetzt ab besser sein, wenn
wir ihn nicht selbst wieder durch eine falsche Politik kaputt
machen. 

Besonders schädlich wäre eine Verlängerung der Rettungs-
pakete, die am 8. und 9. Mai, gegen den deutschen Wider-
stand, in Brüssel durchgedrückt wurden. Mit diesen Ret-
tungspaketen haben wir den ausländischen Konkurrenten
auf dem Kapitalmarkt die gute deutsche Bonität geschenkt,
zum Glück zunächst nur für drei Jahre. Wenn die Pakete ver-
längert würden, flösse das Kapital weiterhin aus Deutsch-
land ab in die Schuldenländer. Dort würde wieder von neu-
em eine Überhitzung der Wirtschaft ermöglicht, und Deutsch-
land kehrte wieder in die Flaute zurück. 

Aus diesem Grund darf Deutschland nicht einfach die Vor-
schläge unterschreiben, die aus Brüssel vorgelegt werden.
Die Bundeskanzlerin ist gut beraten, bei ihrem Kurs zu blei-
ben. Angela Merkel hat kategorisch erklärt: Eine Verlänge-
rung der Rettungspakete kommt nur in Frage, wenn es da-
zu eine Insolvenzordnung gibt, die regelt, dass zunächst
die Gläubiger der Schuldenländer auf einen Teil ihrer Forde-
rungen verzichten müssen, bevor deutsche Kredithilfen ge-
währt werden. Nur so ist sichergestellt, dass die Hilfe der
Partnerstaaten tatsächlich dem betroffenen Land zugute
kommt und nicht den Banken. Außerdem werden sich die
Gläubiger unter diesen Bedingungen genau ansehen, wem
sie in Zukunft Geld geben. Die Beteiligung der Altgläubiger
ist die Grundvoraussetzung dafür, dass Kredite vorsichtiger
vergeben werden und dass ein größerer Teil der deutschen
Ersparnisse künftig zuhause bleibt. Wenn diese Mittel hier
in Deutschland investiert werden, ist das der beste Wachs-
tumsimpuls für unsere Wirtschaft. 

Deutschland hatte in den letzten 15 Jahren das zweitnied-
rigste Wirtschaftswachstum aller europäischen Länder; nur
Italien war noch schlechter. Ganz egal, wie man Europa de-
finiert, als Westeuropa, als die EU-27 oder als ein Groß-
europa bis zum Ural, Deutschland lag auf dem zweitletzten
Platz. Diese Tatsache ist für viele überraschend, weil die Me-
dien lange eine anderes Bild unserer wirtschaftlichen Lage
gezeichnet haben. 

Dass nun eine Trendwende eingetreten ist, liegt zum ei-
nen an der beschriebenen Selbstkorrektur der Kapitalmärk-
te. Es liegt aber auch an der Politik. Für nächstes Jahr er-
warten wir nur noch 2,9 Millionen Arbeitslose oder vielleicht
sogar weniger. Aber denken Sie einmal zurück, wie es noch
im Jahr 2005 war. Damals hatten wir 5 Millionen Arbeits-
lose in Deutschland. Mit dem EU-Beitritt der osteuropäi-
schen Länder drohte damals die Zuwanderung von billi-
gen Arbeitskräften bei gleichzeitiger Verlagerung von Pro-
duktion in diese Länder. Es war klar, dass es so nicht wei-
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tergehen konnte. Deshalb hat Gerhard Schröder mit sei-
ner Agenda 2010 die Notbremse gezogen. Die Agenda
wurde 2003 beschlossen, 2004 eingeführt, doch erst ab
2005 wirklich wirksam.

Wenn wir den Arbeitsmarkt betrachten, hat Deutschland
bis zu diesem Zeitpunkt eine verheerende Entwicklung ge-
nommen. Viele wollen das nicht sehen. Als ich studiert
habe, gab es keine Arbeitslosigkeit. Um das Jahr 1970 gab
es nur 150 000 Arbeitslose. Das hat sich dann aber leider
dramatisch geändert. In den folgenden Wirtschaftszyklen
haben wir jedes Mal viel Arbeitslosigkeit aufgebaut, die
wir im jeweils nachfolgenden Boom nur zu einem kleinen
Teil wieder abbauen konnten. So kamen pro Zyklus, etwa
alle zehn Jahre, allein in Westdeutschland 800 000 Arbeits-
lose hinzu.

Es entstand ein Trend, der – über die Zyklen geglättet – 
linear nach oben gerichtet war und ins Verderben geführt
hätte. Hätte sich dieser Trend weitere 20 Jahre fortgesetzt,
wären nochmals 5 Millionen Arbeitslose hinzugekommen.
Das kann kein Staatswesen aushalten. Deutschland droh-
ten Weimarer Verhältnisse. 

Deshalb haben Gerhard Schröder und die rot-grüne Regie-
rung reagiert. Schröder hat alles auf eine Karte gesetzt: Er
hat die Reform durchgesetzt, aber in der Folge sein Amt
verloren. 

Die Bedeutung dieser Reform wird in der Bundesrepublik
vollkommen unterschätzt. Das liegt zum einen daran, dass
die Union sowie die Freidemokraten ungern den politischen
Gegner loben. Zum anderen hat sich aber auch die SPD
nach der Wahlniederlage Schritt für Schritt von der Reform
verabschiedet. So gibt es fast niemanden mehr, der noch
bereit ist, dieses Thema sachlich angemessen zu beleuch-
ten. Es war eine kleine Kulturrevolution in Deutschland, die
Schröder und Clement damals eingeleitet haben. Nach und
wegen seiner Reform kam es zu dieser positiven Trend-
wende auf dem Arbeitsmarkt. 

Vor Schröder war die Sockelarbeitslosigkeit in Westdeutsch-
land alle zehn Jahre um 800 000 gestiegen. Die Sockelar-
beitslosigkeit wird immer im Boom gemessen. Sie ist der har-
te Kern der Arbeitslosigkeit, der trotz des Booms nicht ver-
schwindet. Nach Schröders Reform hatten wir bis zum Hö-
hepunkt des letzten Booms im Jahr 2008 etwa 200 000 Ar-
beitslose in Westdeutschland weniger als zum Höhepunkt
des vorigen Booms im Jahr 2000. Das bedeutet ein Plus
von einer Million Jobs im Vergleich zum Trend, denn nach
dem Gesetz der Serie hätten wir ja 800 000 Arbeitslose mehr
haben müssen. Diese Million ist das Ergebnis der Agenda
2010. Zugegeben, es sind keine tollen Jobs. Es sind schlecht
bezahlte Jobs. Es sind 400 000 Zeitarbeitsstellen dabei. Aber
es sind Jobs. Und besser schlechte Jobs als keine Jobs. 

Wie kam dieser Erfolg zustande? Schröder hat das Hartz-
IV-System eingeführt. Was bedeutete Hartz IV? Es sind
im Kern zwei Maßnahmen. Zum einen wurde die Arbeits-
losenhilfe, die es bis dahin gab, abgeschafft. Die Arbeits-
losenhilfe war das zweite Arbeitslosengeld, das 60% des
letzten Nettolohns betrug und notfalls bis zur Rente be-
zahlt wurde. Solch ein Transfersystem gab und gibt es sonst
kaum irgendwo auf der Welt. Anschließend wurde in die
Sozialhilfe, auf die die Betroffenen nun heruntergestuft wur-
den, das Element des Hinzuverdienstes eingeführt. Wäh-
rend vorher für jeden Euro, den man verdiente, die So-
zialhilfe um einen Euro gekürzt wurde, wurden die Regeln
so modifiziert, dass man bis zu 20 Cent behalten konnte.
Das war auch nicht gerade toll, aber ist im Verhältnis zu
dem, was man vorher hatte, ein echter Fortschritt. Im Ver-
gleich zum alten System war das der Einstieg in ein Lohn-
zuschusssystem. 

Dieses Lohnzuschusssystem führte dazu, dass wir heute
1,5 Millionen Menschen haben, die nicht allein von ihrer
Hände Arbeit leben müssen, sondern zusätzlich einen
Lohnzuschuss vom Staat erhalten. Diejenigen, die Hartz IV
kritisieren, nennen das »Aufstocker«. Das ist aber der fal-
sche Begriff, weil er suggeriert, hier würde das Lohnein-
kommen bis auf das Hartz-IV-Niveau aufgestockt. Das ist
jedoch nicht der Fall. Die alte Sozialhilfe war ein Aufsto-
ckersystem. Die Lücke zwischen Lohn und Sozialhilfe wur-
de vom Staat aufgefüllt. Das ist heute nicht mehr so. Die
Lücke wird nicht vollkommen gefüllt, dafür aber wird das
Hartz-IV-Geld als zweites Einkommen gewährt, obwohl
man arbeitet. Der Lohn, den man sich sauer verdient, wird
nicht mehr vollkommen weggenommen. Der Bereich, in
dem die Hartz-IV-Zahlungen langsam aufhören, liegt für ei-
nen Single bei rund 1 300 Euro und bei einer fünfköpfigen
Familie bei 2 250 Euro Bruttomonatslohn.

Es gibt also einen weiten Einkommensbereich weit oberhalb
des Sockelbetrages von Hartz IV, der selbst inklusive des
Wohngeldes bei etwa 700 Euro liegt, in dem ein Arbeitneh-
mer ein ergänzendes Hartz-IV-Einkommen erhält. Das ist
der Trick. Vor der Hartz-Reform in Deutschland hatten wir
einen Sozialstaat, der faktisch Mindestlöhne gesetzt hat. Wir
hatten ein Lohnersatzsystem. Der Staat stellte Einkommen
zur Verfügung, wenn man nicht arbeitete, und entzog die-
ses Einkommen, wenn man arbeitete 1:1 für jeden Euro, den
man selbst verdiente. 

Dieses Lohnersatzsystem hat de facto einen Mindestlohn-
anspruch geschaffen, der von der Wirtschaft überboten wer-
den musste, aber häufig nicht überboten werden konnte.
Die Massenarbeitslosigkeit war das Ergebnis dieses impli-
zierten Mindestlohns im alten Sozialsystem. Deutschland
war in diesem alten System Weltmeister bei der Arbeitslo-
senquote der Geringqualifizierung mit großem Abstand vor
allen anderen OECD-Ländern. 
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Schröder hat den Mindestlohn gesenkt, indem er weniger
Geld für das Wegbleiben und mehr für das Mitmachen ge-
zahlt hat. Das war die Idee hinter der Abschaffung der Ar-
beitslosenhilfe und der Einführung des Lohnzuschussele-
ments. Dies führte dazu, dass der Reservationslohn, wie wir
Ökonomen sagen, sank. Der Reservationslohn ist der Lohn-
satz, zudem man gerade noch rentabel arbeiten kann, oh-
ne schlechter gestellt zu sein, als wenn man nicht arbeitet.
Durch die Senkung des Reservationslohns wurden Beschäf-
tigungsverhältnisse und Geschäftsmodelle möglich, die vor-
her im alten Mindestlohnsystem systematisch zerstört wor-
den waren. Dieser Wirkzusammenhang erklärt die gewalti-
gen Erfolge auf dem Arbeitsmarkt. 

Trotzdem entwickelte sich in den Jahren danach eine hitzi-
ge Mindestlohndebatte. »Jeder muss von seiner Hände Ar-
beit leben können«, wurde gerufen. Dieser Spruch stammt
übrigens von Klaus Zumwinkel. Er hatte Angst davor, dass
das Postmonopol verschwinden würde. PIN stand bereits
in den Startlöchern und wollte der Post das Geschäft strei-
tig machen. Also hat Zumwinkel überlegt, was dagegen zu
tun sei. PIN zu verbieten war nicht möglich, denn die EU
hatte sich klar gegen das Postmonopol ausgesprochen. Al-
so versuchte Zumwinkel, Subventionen zu bekommen, hat-
te damit aber keinen Erfolg. So kam er auf eine einfache, aber
wirkungsvolle Idee: Wenn die neuen Anbieter denselben Lohn
zahlen müssten wie die Post, können sie der Post keine Kon-
kurrenz machen. Also forderte Zumwinkel unter Berufung auf
eine päpstliche Enzyklika einen Mindestlohn, und diese For-
derung fand in der Öffentlichkeit erstaunlich viel Anklang. Folg-
lich sind einige Parteien aufgesprungen und haben sich Zum-
winkels Forderung angeschlossen. 

Dabei ist die Vorstellung, dass in einer Marktwirtschaft je-
der von seiner Hände Arbeit leben können muss, abwegig.
Die Marktwirtschaft ist ein System, das nicht nach den Kri-
terien der Gerechtigkeit konstruiert ist. Die Marktwirtschaft
bietet potenziell Jobs für jeden, aber nur unter der Bedin-
gung, dass die Lohnverteilung hinreichend weit gespreizt ist.
Es gibt leider keine Gesetzmäßigkeit in der Marktwirtschaft,
die sicherstellen würde, dass die niedrigsten Löhne, zu de-
nen dann Beschäftigung zu finden ist, auch ausreichen, den
Lebensunterhalt zu bestreiten. Das wäre schön, ist aber
unrealistisch. Man kann dieses Schlaraffenland zwar prokla-
mieren, aber ändern tut das nichts. 

Was ist also zu tun, wenn es an hinreichend vielen guten
Jobs fehlt? Wir könnten die Unternehmen zwingen, Men-
schen einzustellen, die für sie Verluste bringen. Dann ha-
ben wir aber keine Marktwirtschaft und irgendwann auch
keine Unternehmen mehr. Und ob es funktioniert würde, ist
fraglich, weil viele Firmen dann pleite gingen. 

Ein Mindestlohn verlangt entweder ein Beschäftigungsge-
bot für die Firmen, damit sie Leute einstellen, obwohl es sich

für sie gar nicht lohnt, oder einen Sozialstaat, der die Mas-
senarbeitslosigkeit finanziert. Beides ist aus ökonomischer
Sicht nicht sinnvoll. 

Zum Glück gibt es eine Alternative. Man kann ein System
schaffen, in dem diejenigen, denen man helfen will, Lohn-
zuschüsse erhalten. Dann müssen sie nicht ausschließ-
lich von ihrer eigenen Hände Arbeit leben, sondern sie be-
kommen vom Staat soviel dazu, dass die Summe aus bei-
den Einkommenskomponenten den sozialen Vorstellun-
gen entspricht.

Was halten Sie von diesem Satz? »Jeder, der arbeiten will,
muss arbeiten können und dann genug zum Leben ha-
ben.« Das ist mein Satz. Dieser Satz lässt sich in der Markt-
wirtschaft realisieren. Der andere: »Jeder muss von seiner
Hände Arbeit leben können«, lässt sich nicht realisieren,
obwohl er beim ersten Hinhören sehr ähnlich klingt. 

Wenn jeder von seiner eigenen Hände Arbeit leben können
soll, muss er sein Einkommen komplett selbst erwirtschaf-
ten. Das macht die Arbeitskraft von niedrig qualifizierten Men-
schen aber so teuer, dass viele von ihnen, insbesondere die-
jenigen, die auch noch an schlechten Standorten wohnen,
keinen Job finden. Wenn hingegen das Gesamteinkom-
men entscheidend ist, dann können Arbeitnehmer mit ge-
ringen Qualifikationen einen niedrigen Lohn akzeptieren, zu
dem ein entsprechender Zuschuss gezahlt wird. Das ist die
Lohnersatzidee. 

Es ist besser, das Mitmachen zu bezahlen als das Weg-
bleiben. Es ist besser, Millionen von arbeitenden Menschen
zu bezuschussen, weil ihre Produktivität nicht ausreicht,
um davon zu leben, als diesen Menschen zu sagen: »Wir
brauchen euch nicht, wir lassen euch draußen und ernäh-
ren euch in der Arbeitslosigkeit.« Das war der alte deut-
sche Weg. Als er in den siebziger Jahren mit den Lohner-
satzprogrammen beschritten wurde, war die Arbeitslosig-
keit ein Randproblem einer dynamischen Wirtschaft. Aber
es wurden immer mehr Menschen vom Arbeitsmarkt aus-
geschlossen, so dass das Problem zum Schluss nicht mehr
beherrschbar war. Schröder hat dann das Ruder herum-
gerissen. Jetzt haben wir Lohnzuschüsse, obwohl wir sie
nicht so nennen. 

Sie waren die Rettung des deutschen Arbeitsmarktes.
Deutschland hat die jetzige Krise der Weltwirtschaft am Ar-
beitsmarkt besser überstanden als jedes andere europäi-
sche Land. Natürlich hat dabei auch das Kurzarbeitergeld,
das von der Regierung Merkel eingeführt wurde, sehr se-
gensreich gewirkt. Aber auch Kurzarbeitergeld ist ein Lohn-
zuschuss. Es ist besser, Menschen zu bezuschussen, wäh-
rend sie in ihrem Job sind, als ihnen das Geld nur unter der
Bedingung zu geben, dass sie den Job aufgeben. Es ist das
gleiche Grundprinzip. 
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Auch die Kosten für den Staat sind nicht höher. Die Alter-
native zu einem Lohnzuschusssystem ist, Menschen in der
Arbeitslosigkeit zu 100% zu bezahlen. In der Arbeit ver-
dienen sie zumindest einen Teil des Geldes selbst, und
der Staat muss nur den Zuschuss zuzahlen. Es kostet kei-
nen Cent zusätzlich, das Sozialsystem auf ein Lohnzu-
schusssystem umzustellen. Es könnte sogar deutlich bil-
liger werden. 

Dass wir in letzter Zeit trotz dieser Megakrise eine so große
Entlastung des Sozialetats hatten, liegt auch daran, dass wir
die Leute nicht in die Arbeitslosigkeit haben abdriften las-
sen. Das wäre unvergleichlich teurer geworden. 

Leider ist die Diskussion in Deutschland sehr stark ideolo-
gisiert. In der Öffentlichkeit wird mit wenig Sachargumen-
ten diskutiert, schon gar nicht mit ökonomischen Argumen-
ten. Ich habe Verständnis dafür, dass Leute ihr Einkommen
lieber selbst verdienen. Aber was machen wir, wenn das
nicht geht? Wenn man sich nicht im Schlaraffenland befin-
det, stellt sich eine einfache Alternative: Entweder ernähren
wir die Menschen in der Arbeitslosigkeit, oder wir bezuschus-
sen sie im Job. 

Es gibt in dieser Zeit der Globalisierung, in der Deutschland
bedrängt wird durch »Niedriglöhner« von Polen bis China,
nur vier Wege, den Sozialstaat zu retten. 

Der erste Weg ist der Königsweg. Auf den können wir uns
alle schnell einigen, jedenfalls im Grundsatz: bessere Bil-
dung. Deutschland hat ein schlechtes Bildungssystem. Un-
ser dreigliedriges Schulsystem gibt Kindern aus der Arbei-
terklasse nicht genug Chancen, insbesondere nicht den Kin-
dern von Migranten. Das ist mittlerweile nachgewiesen durch
die Pisa-Studien. Kein Land in Europa hat eine so große
Spanne in der Qualität der 15-jährigen Schüler wie wir. Nur
die Amerikaner schneiden ähnlich schlecht ab. Die OECD
nennt in ihrer Pisa-Studie auch den Grund für das schlech-
te deutsche Ergebnis: Wir sortieren die Kinder im Alter von
zehn Jahren und damit deutlich zu früh. So früh sortiert kaum
ein anderes Land der Erde seinen Nachwuchs. Von diesem
Trip müssen wir runter. 

Zusätzlich müssen wir eine verpflichtende Vorschulerziehung
einführen, um den Kindern von Migranten und bildungsfer-
nen deutschen Familien rechtzeitig die deutsche Sprache
beizubringen. Die Schule ist auch nicht freiwillig. Wir über-
lassen es nicht den Eltern, ob sie ihre Kinder zur Schule schi-
cken, sondern die Gemeinschaft der Staatsbürger sagt: Wir
entmündigen die Eltern in der Frage, ob die Kinder zur Schu-
le gehen, und schützen die Kinder vor den Eltern, indem je-
des Kind gehen muss. Das ist Konsens bei der Schule, und
das muss auch das Prinzip bei den Vorschulkindern sein,
die der deutschen Sprache nicht richtig mächtig sind. Sonst
fliegt uns diese Gesellschaft eines Tage um die Ohren. 

Aber selbst, wenn wir das jetzt richtig machen, dauert es
noch eine ganze Generation, bis die besser ausgebildeten
Arbeitskräfte tatsächlich zur Verfügung stehen. Der Königs-
weg Bildung enthebt uns also nicht der Notwendigkeit, den
Arbeitsmarkt weiter zu flexibilisieren, so dass er mit den Kräf-
ten der Globalisierung zurechtkommt. Wenn ein Weltarbeits-
markt entsteht, in dem die deutschen Arbeitnehmer in di-
rektem Wettbewerb zu Chinesen oder Polen stehen, dann
gleicht sich das Lohnniveau tendenziell an. Das heißt, die
Löhne in China werden hochgezogen, die Löhne für einfa-
che Arbeit bei uns jedoch nach unten gedrückt, mindes-
tens gegen den Trend. 

In dieser Situation können wir nicht sagen: Wir wehren uns
mit Mindestlöhnen, was der zweite mögliche Weg wäre. Die-
sen Weg haben wir in der Vergangenheit verfolgt, wie er-
läutert in Form der impliziten Mindestlöhne, die das deut-
sche Lohnersatzsystem geschaffen hat. Das Ergebnis war
die Massenarbeitslosigkeit, die bis zur Agenda immer be-
drohlichere Ausmaße angenommen hatte und das gesam-
te Staatswesen in den Abgrund zu reißen drohte. 

Der dritte Weg ist der skandinavische Weg. Einige wollen ihn
gehen. Die Kernidee ist, die Beschäftigung im Staat so aus-
zudehnen, bis die Arbeitslosigkeit verschwindet, obwohl
Löhne gezahlt werden, die international nicht wettbewerbs-
fähig sind. Der Staat kann sich das erlauben, denn er ist nicht
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt. Während in
Deutschland 12% der Erwerbspersonen beim Staat arbei-
ten, sind es in Dänemark und Schweden über 30%. Der
skandinavische Weg ist allemal besser, als die Menschen in
die Arbeitslosigkeit zu schicken, wie wir Deutschen das bis
zur Agenda 2010 gemacht haben. 

Aber noch besser ist der vierte Weg, nämlich einen aktivie-
renden Sozialstaat einzuführen. Einen Sozialstaat, der die
Menschen bezuschusst, während sie arbeiten, statt den Zu-
schuss unter der Bedingung zu geben, dass sie dem Ar-
beitsmarkt fern bleiben. Dieser aktivierende Sozialstaat wür-
de sehr viel Dynamik entfalten, weil wieder Geschäftsmo-
delle möglich werden, die vorher durch die implizierten Min-
destlöhne zerstört wurden. Diese Geschäftsmodelle würden
möglich, ohne dass die betroffenen Bevölkerungsgruppen
Einkommensverluste erleiden müssen, denn sie müssen ja
nicht von ihrem Lohn leben, sondern erhalten Einkommens-
zuschüsse.

Manche sagen, es könne doch nicht sein, dass Geschäfts-
modelle realisiert werden, die ihre Existenz dem Zuschuss
aus Steuermitteln verdanken. Wer so redet, verkennt aber,
dass es diese Modelle auch ohne solche Zuschüsse gäbe,
wenn die Löhne nach unten hin flexibel wären und durch An-
gebot und Nachfrage statt staatliche Interventionen in Form
des Lohnersatzsystems bestimmt würden. Ja, es gab sie
früher sogar haufenweise. Denken Sie nur an den Bereich
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der haushaltsnahen Dienstleistungen, der einem erheblichen
Teil der Bevölkerung Beschäftigung gab, bevor der Sozial-
staat damit anfing, die Löhne für einfache Arbeit so zu ver-
teuern, dass dieser Dienstleistungssektor zugrundeging.
Lohnzuschüsse machen solche Modelle wieder möglich,
ohne dass die Arbeitnehmer die Zeche zahlen müssen. Zwar
spreizen sich die Löhne wieder so weit aus, wie es früher
der Fall war, doch spreizen sich nicht zugleich die Einkom-
men aus, und darauf kommt es an. So gesehen helfen die
Lohnzuschüsse tatsächlich den Arbeitnehmern statt den
Unternehmern. 

Die Folge einer noch konsequenteren Hinwendung zu Lohn-
zuschüssen wäre ein zusätzlicher Wachstumsschub, weil
ein arbeitender Mensch stets mehr erwirtschaftet als ein
Arbeitsloser, auch wenn die neuen einfachen Jobs nicht son-
derlich produktiv sind. Es entsteht ein Beitrag zum Sozial-
produkt, der sonst nicht da gewesen wäre. Die Verteilungs-
masse wird größer. 

Aber noch viel wichtiger ist, dass wir die Menschen inte-
grieren. Ein Sozialsystem, das nur unter der Bedingung der
Abstinenz vom Arbeitsmarkt Hilfe gewährt, ist menschen-
verachtend, weil es die Menschen aus der Sozialgemein-
schaft des Arbeitslebens heraus treibt und Sozialhilfekar-
rieren erzeugt. Ein solches System erzieht die Menschen da-
zu, ihre Energie und Kreativität darauf zu verwenden, mög-
lichst viel Geld über die Sozialämter zu bekommen, anstatt
sich darauf zu konzentrieren, das Geld durch Arbeit bei den
Unternehmen zu holen. Wir schaffen eine Unterschicht, die
in dieser Gesellschaft keine Chancen mehr sieht und
schlimmsten Falls eines Tages militant wird. Das ist keine
gute Perspektive für unser Land. 

Alle müssen lernen und ihren Beitrag leisten. Wir müssen
uns behaupten in der Zeit der Globalisierung. Jeder muss
um seine Position kämpfen, nach seinem Vermögen ei-
nen Beitrag zum Sozialprodukt leisten. Arbeit ist dafür
die Voraussetzung. Ein System, das bestimmte Bevölke-
rungsgruppen von der Arbeit ausschließt, ist menschen-
verachtend. Das will ich nicht, und ich denke, das wollen
Sie auch nicht.
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